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— Drucksache VI/3439 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, durch gesetz- 
geberische, finanzielle, personelle oder sachliche Maßnahmen 
allgemein die Methoden und Verfahren der Preiserhebung zu 
verbessern? 

Die Bundesregierung hat bereits in der Fragestunde am 
23. Februar 1972 dargetan, daß die in der amtlichen Preis- 
statistik auch international angewandten Verfahren und Me- 
thoden hinreichend zuverlässige Preisindexziffern für die 
Lebenshaltung liefern. Dieser Preisindex wird aus 150 000 Ein- 
zelpreisreihen aus 119 Berichtsgemeinden für vier Haushalts- 
typen sowie für die einfache Lebenshaltung eines Kindes be- 
rechnet. Regionale Indices werden von den Ländern Bayern, 
Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Saarland und Ber- 
lin veröffentlicht. Voraussichtlich wird im Laufe des Jahres 1972 
der Preisindex für die Lebenshaltung auf der Basis 1970 neu 
berechnet vorgelegt und damit eine bedeutsame Aktualisierung 
der Darstellung der Preisentwicklung erzielt werden. 

Die Bundesregierung hatte zugleich auf die Möglichkeit der 
Verbesserung von Ausgangsdaten hingewiesen, wenn Preis- 
ermittler mit gründlicheren Fachkenntnissen bei den Gemein- 
den eingeschaltet würden. Die dafür notwendig werdenden 
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Maßnahmen werden mit den Ländern wegen der verwaltungs- 
mäßigen, finanziellen und personellen Konsequenzen geklärt, 
da die Ermittlung der Verbraucherpreise Aufgabe der Län- 
der ist. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, die amtliche Preisstatistik in der 

Weise zu verbessern und zu aktualisieren, daß künftig 

a) regional und innerhalb einzelner Gemeinden Preisvergleiche 
auch absolut möglich sind, 

b) regional und innerhalb einzelner Gemeinden die unter- 
schiedliche Belastung der einzelnen Bevölkerungsgruppen 
entsprechend ihrer Sozialstruktur durch kommunale Gefälle 
und Tarife feststellbar ist? 

a) Die Statistik der Verbraucherpreise zielt auf den kurzfristi- 
gen Zeitvergleich ab und läßt nach der bisherigen Erhe- 
bungsmethodik einen regionalen Vergleich absoluter Preise 
im allgemeinen nicht zu. Eine Ausdehnung der Vertraucher- 
preisstatistik für Zwecke des regionalen Preisvergleichs 
würde bedeuten, daß die Zahl der bisher herangezogenen 
Berichtsgemeinden etwa verdreifacht, die Zahl der Berichts- 
stellen innerhalb der Gemeinden erheblich erhöht werden 
und auch die kleineren Berichtsgemeinden das volle Pro- 
gramm der Preismeldungen erfüllen müßten. Selbst wenn 
eine Preisermittlung in größeren Zeitabständen stattfinden 
würde, ergäbe sich für den regionalen Vergleich ein erheb- 
licher ständiger Mehraufwand, der wegen der Kürze der 
Beantwortungsfrist zunächst auch nicht schätzungsweise fest- 
stellbar ist. 

b) Die unterschiedliche Belastung der Bevölkerungsgruppen 
entsprechend ihrer Sozialstruktur durch regional differen- 
zierte Preisentwicklungen wäre mit Hilfe der Preisstatistik 
nur dann darzustellen, wenn die für eine Regionalisierung 
notwendigen Verbrauchsgewohnheiten und damit die dar- 
aus abzuleitenden Mengenschemata für alle privaten Haus- 
halte oder für einzelne Bevölkerungsgruppen unterschied- 
licher Sozialstruktur vorhanden wären. Aber selbst die in 
mehrjährigen Abständen repräsentativ durchgeführten Ein- 
kommens- und Verbrauchsstichproben liefern keine Ergeb- 
nisse in tiefer regionaler Gliederung. Die Bundesregierung 
kann ohne eine Analyse der Kosten, die eine Ausdehnung 
der Verbraucherpreisstatistik auf den regionalen Vergleich 
verursachen würde, zunächst eine Erweiterung der Preis- 
statistik nicht in Erwägung ziehen. 


3. In welchem Maß und in welchem Umfang sind bei den bisher 
praktizierten Methoden der Preiserhebung Fehlerspannen zu 
verzeichnen gewesen? 


2 


Bei den derzeit angewandten Methoden der Verbraucherpreis- 
Statistik werden laufend Kontrollen sowohl von den Gemeinde- 
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behörden als auch von den Statistischen Landesämtern und dem 
Statistischen Bundesamt durchgeführt. Die dabei festgestellten 
Mängel waren jedoch nur von geringem Ausmaß, haben sich 
schon bei den Einzelreihen kaum ausgewirkt und kommen in 
der Zusammenfassung zur Indexberechnung überhaupt nicht 
zur Geltung. Um zu prüfen, welche Wirkung das beim Preis- 
index für die Lebenshaltung theoretisch notwendige Festhalten 
am Warenkorb des Basisjahres hat, werden laufend Vergleiche 
mit Indices aufgrund neuerer zeitnaher Warenkörbe angestellt. 


4. Hat die Bundesregierung entsprechend der Zusagen in der 
Fragestunde der 171. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
23. Februar 1972 inzwischen Verhandlungen mit den Ländern 
mit dem Ziele aufgenommen, den Erhebungsgemeinden zur Ver- 
besserung und Intensivierung der Meldeverfahren angemessene 
finanzielle Zuschüsse zu gewähren? 


Die in der Fragestunde vom 23. Februar 1972 angekündigten 
Verhandlungen mit den Ländern, um den Erhebungsgemeinden 
zur Verbesserung und Intensivierung der Meldeverfahren an- 
gemessene finanzielle Zuschüsse zu gewähren, bedürfen noch 
Vorklärungen umfangreicher Art. Da in erster Linie die Länder 
die Kostenträger der Statistik sind, muß der Umfang der zusätz- 
lichen Kosten vorher eingehend geprüft werden. Inzwischen 
wurde Mitte April ein Entwurf neuer Richtlinien zur Erhebung 
von Verbraucherpreisen mit den Ländern behandelt, wobei die 
Vorschriften über die Berücksichtigung von Qualitätsverände- 
rungen stärker ausgebaut und die Aufgaben der Preisermittler, 
der Gemeindebehörden und der Statistischen Landesämter ge- 
nauer umschrieben und gegeneinander abgegrenzt wurden. Da- 
bei ist auch die Zuständigkeit für Kontrollen und Nachprüfun- 
gen im einzelnen festgelegt worden. 


In Vertretung 

Dr. Schöllhorn 
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